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Verordnung 

zur Änderung der Prüfungsordnung für Zahnärzte*) 

Vom 19. Juni 1964 


Auf Grund des § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für Zahnärzte vom 26. Ja¬ 
nuar 1955 (Bundesgeselzbl. I S. 37) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Das Prüfungsjahr dauert vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember." 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei jeder Universität werden ein gemein¬ 
samer Ausschuß für die naturwissenschaftliche 
und die zahnäxztliche Vorprüfung und ein 
Ausschuß für die zahnärztliche Prüfung, bei 
der Medizinischen Akademie in Düsseldorf 
ein Ausschuß für die zahnärztliche Vor¬ 
prüfung und ein Ausschuß für die zahn¬ 
ärztliche Prüfung gebildet." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „sein Stell¬ 
vertreter" durch die Worte „seine Stellvertre¬ 
ter" ersetzt. 

3. § 8 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. In § 9 Abs. 3 wird Satz 3 gestrichen. 


*) Ändert Bundesgesetzbl. III 2123-2 


5. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist die Prüfung endgültig nicht bestanden, 
so hat der Vorsitzende die zuständige Landes¬ 
behörde davon in Kenntnis zu setzen, die die 
zuständigen Behörden aller anderen Länder be¬ 
nachrichtigt. Wird die Zulassung zur Prüfung 
aus Gründen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 versagt oder 
nach § 10 Abs. 2 zurückgenommen, so sind die 
zuständigen Behörden aller Länder zu benach¬ 
richtigen. Diese setzen die Prüfungsausschüsse 
in Kenntnis. Die Prüfungsunterlagen bleiben bei 
den Prüfungsakten." 

6. In § 16 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Worte 
„zahnärztlichen Vorprüfung oder" gestrichen. 

7. Abschnitt II Unterabschnitt B wird durch fol¬ 
gende Bestimmungen ersetzt: 

„B. Naturwissenschaftliche Vorprüfung 

§ 18 

Der Studierende kann die naturwissenschaft¬ 
liche Vorprüfung nur vor dem Prüfungsausschuß 
der Universität ablegen, an der er Zahnheil¬ 
kunde studiert. Ausnahmen können aus wichti¬ 
gem Grunde gestattet werden. 


§ 19 

(1) Die naturwissenschaftlichen Vorprüfungen 
finden in der Regel in der Zeit vom 10. Februar 
bis 30. April und vom 10. Juli bis 31. Oktober 
statt. Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung im 
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ersten Prüfungshalbjahr ist bis zum 25. Januar 
und zur Prüfung im zweiten Prüfungshalbjahr 
bis zum 25. Juni bei dem Vorsitzenden einzu¬ 
reichen. Verspätete Gesuche dürfen nur bei aus¬ 
reichender Begründung berücksichtigt werden; 
die Entscheidung trifft der Vorsitzende. 

(2) Bei der Meldung zur naturwissenschaft¬ 
lichen Vorprüfung hat der Studierende nach- 
zuweisen, daß er nach Erlangung des Reifezeug¬ 
nisses mindestens zwei Semester an deutschen 
Universitäten ordnungsgemäß Zahnheilkunde 
studiert hat. 

(3) Dem Gesuch sind außerdem die in § 9 be- 
zeichneten Nachweise mit Ausnahme des Nach¬ 
weises der notwendigen Lateinkenntnisse nach 
§ 9 Abs. 3 sowie Nachweise darüber beizufügen, 
daß der Studierende 

a) folgende Vorlesungen gehört hat: 

während eines Semesters eine Vor¬ 
lesung über Zoologie oder Biologie, 

während zweier Semester je eine Vor¬ 
lesung über Physik und Chemie; 

b) während eines Semesters an einem 
physikalischen und einem chemischen 
Praktikum regelmäßig und mit Erfolg 
teilgenommen hat. 

(4) Der Besuch der Vorlesungen wird durch 
die Studienbücher, die Teilnahme an den prak¬ 
tischen Übungen durch Zeugnisse nach Muster 1 
nachgewiesen. 

(5) Ganz oder teilweise kann die Studienzeit 
angerechnet werden, während der der Studie¬ 
rende nach Erlangung des Reifezeugnisses 

a) an einer ausländischen Universität oder 
Hochschule Zahnheilkunde studiert hat 
oder 

b) an einer deutschen oder ausländischen 
Universität oder Hochschule ein dem 
zahnärztlichen verwandtes Studium be¬ 
trieben hat. 

§ 20 

(1) Der Studierende, der zur Prüfung zugelas¬ 
sen ist und die Prüfungsgebühren entrichtet hat, 
wird von dem Vorsitzenden mindestens acht 
Tage vor ihrem Beginn schriftlich unter Angabe 
der für die einzelnen Fächer festgesetzten Prü¬ 
fungszeiten zur Prüfung geladen. 

(2) Der vom Vorsitzenden festgesetzte erste 
Prüfungstag gilt als Beginn der Prüfung. 

§ 21 

(1) Die naturwissenschaftliche Vorprüfung um¬ 
faßt folgende Fächer: 

I. Physik, 

II. Chemie, 

III. Zoologie. 

An die Stelle der Prüfung in Zoologie kann auch 
eine Prüfung in Biologie treten. 

(2) Die Prüfung ist als ein einheitliches Ganzes 
anzusehen. Sie ist öffentlich für Studierende und 


Lehrer der Zahnheilkunde und für Zahnärzte. 
Sie soll in der Regel an drei aufeinanderfolgen¬ 
den Wochentagen stattfinden. 

(3) Wer an einer deutschen Universität oder 
Hochschule auf Grund einer Prüfung in den 
Naturwissenschaften den Doktorgrad erworben 
hat, wird nur in den Fächern geprüft, die nicht 
Gegenstand der Doktorprüfung gewesen sind. 

(4) In Ausnahmefällen kann der Studierende 
von der Prüfung in solchen Fächern befreit wer¬ 
den, die Gegenstand einer anderen an einer 
deutschen Universität oder Hochschule vollstän¬ 
dig bestandenen Prüfung waren. Das gleiche gilt 
für Fächer, die Gegenstand einer an einer aus¬ 
ländischen Universität oder Hochschule vollstän¬ 
dig bestandenen Prüfung waren, wenn diese Prü¬ 
fung einer deutschen Prüfung gleichwertig ist. 

§ 22 

(1) Ist die Leistung in einem Prüfungsfach mit 
,nicht genügend' beurteilt worden, so ist die 
Prüfung in diesem Fach nicht bestanden. Sie 
muß in diesem Fach wiederholt werden. 

(2) Die naturwissenschaftliche Vorprüfung ist 
im ganzen nicht bestanden und muß in allen 
Fächern wiederholt werden, wenn das Urteil 

a) in einem Fach ,schlecht* oder 

b) in zwei Fächern »mangelhaft* oder 
»nicht genügend* 

lautet. 

Die Prüfung wird nicht fortgesetzt, sobald fest¬ 
steht, daß sie im ganzen nicht bestanden ist. 

(3) Eine nichtbestandene Prüfung darf erst 
nach Ablauf einer Frist von zwei bis vier Mo¬ 
naten wiederholt werden. Der Vorsitzende setzt 
die Frist fest, sobald die ganze Prüfung beendet 
ist. Wird die Prüfung einschließlich etwaiger 
Wiederholungsprüfungen in einem Zeitraum von 
sechs Monaten nach ihrem Beginn nicht voll¬ 
ständig bestanden, so gilt sie in allen Fächern 
als nicht bestanden und darf nicht wiederholt 
werden. Die Frist kann bei länger dauernder 
Krankheit oder bei Behinderung aus anderen 
zwingenden Gründen verlängert werden. 

(4) Die Wiederholungsprüfung findet in An¬ 
wesenheit des Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses oder eines seiner Stellvertreter statt. 

(5) Wer die Wiederholungsprüfung nicht be¬ 
steht, hat die naturwissenschaftliche Vorprüfung 
nicht bestanden. Er wird zu einer nochmaligen 
naturwissenschaftlichen Prüfung nicht zugelas¬ 
sen. Das gilt auch, wenn der Studierende nach 
erneutem zahnärztlichem Studium die Zulassung 
zur naturwissenschaftlichen Vorprüfung be¬ 
antragt. 

§ 23 

(1) Nach Abschluß jeder Prüfung und Wieder¬ 
holungsprüfung stellt der Prüfer ein Einzelzeug¬ 
nis mit einem Urteil nach § 13 aus, das unmittel¬ 
bar dem Vorsitzenden zu übersenden ist. Die 
Urteile dürfen den übrigen Prüfern nicht zu¬ 
gänglich gemacht werden. 
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(2) Der Vorsitzende ermittelt das Gesamt¬ 
ergebnis der bestandenen Prüfung aus der 
Summe der nach § 13 erteilten Noten. Es lautet 
bei einer Summe bis zu 4 ,sehr gut’, von 5 bis 7 
,gut' und von 8 bis 10 »befriedigend’. Mußte der 
Studierende in einem Fach eine Wiederholungs¬ 
prüfung ablegen, so kann das Gesamtergebnis 
höchstens ,gut' lauten. 

§ 24 

(1) über das Ergebnis der naturwissenschaft¬ 
lichen Vorprüfung erhält der Studierende ein 
Zeugnis nach Muster 2. Ist eine Wiederholungs¬ 
prüfung abzulegen, so ist im Zeugnis die Frist 
nach § 22 Abs. 3 einzutragen. Nach Ablegung 
der Wiederholungsprüfung erhält der Stu¬ 
dierende ein Zeugnis nach Muster 2 a. 

(2) Wird das Ergebnis der Prüfung gemäß § 16 
festgestellt, so ist in dem Prüfungszeugnis für 
die betreffenden Fächer oder als Gesamtergebnis 
nur die getroffene Feststellung anzugeben. 

(3) Wurde der Studierende gemäß § 21 Abs. 4 
von der Prüfung in einem Fach befreit, so ist 
dies in dem Prüfungszeugnis zu vermerken und 
das Gesamtergebnis ohne Berücksichtigung 
dieses Faches in entsprechender Anwendung des 
§ 23 Abs. 2 zu ermitteln. War die Prüfung nur 
noch in einem Fach abzulegen, so ist sie nur 
bestanden, wenn das Urteil mindestens »befrie¬ 
digend' lautet. 

(4) Die mit dem Zulassungsgesuch eingereich¬ 
ten Zeugnisse sind dem Studierenden nach Ab¬ 
schluß der naturwissenschaftlichen Vorprüfung 
wieder auszuhändigen, nachdem ein Vermerk 
über das Ergebnis der Prüfung in das Studien¬ 
buch eingetragen worden ist. 

(5) Nach jedem Prüfungszeitraum (§19 Abs. 1) 
teilt der Vorsitzende der Universitätsbehörde 
alsbald die Namen der Studierenden, die sich 
der Prüfung oder einer Wiederholungsprüfung 
unterzogen haben, das Gesamtergebnis, das 
Nichtbestehen der Prüfung oder der Wieder¬ 
holungsprüfung sowie die gemäß §§ 16 und 22 
Abs. 3 getroffenen Entscheidungen mit. Verläßt 
der Studierende vor vollständig bestandener 
Vorprüfung die Universität, so hat die Univer¬ 
sitätsbehörde dies im Studienbuch zu vermerken. 

C. Zahnärztliche Vorprüfung 

§ 25 

Der Studierende kann die zahnärztliche Vor¬ 
prüfung nur vor dem Prüfungsausschuß der 
Universität oder Akademie ablegen, an der er 
Zahnheilkunde studiert. Ausnahmen können 
aus wichtigem Grunde gestattet werden. 

§ 26 

(1) Die zahnärztlichen Vorprüfungen finden in 
der Regel in der Zeit vom 10. Februar bis 
30. April und vom 10. Juli bis 31. Oktober statt. 
Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung im ersten 
Prüfungshalbjahr ist bis zum 25. Januar und zur 


Prüfung im zweiten Prüfungshalbjahr bis zum 
25. Juni bei dem Vorsitzenden einzureichen. 
Verspätete Gesuche dürfen nur bei ausreichen¬ 
der Begründung berücksichtigt werden; die Ent¬ 
scheidung trifft der Vorsitzende. 

(2) Bei der Meldung zur zahnärztlichen Vor¬ 
prüfung hat der Studierende nachzuweisen, daß 
er nach vollständig bestandener naturwissen¬ 
schaftlicher Vorprüfung mindestens drei Se¬ 
mester an deutschen Universitäten oder an der 
Medizinischen Akademie in Düsseldorf Zahn¬ 
heilkunde studiert hat. Eine im Ausland voll¬ 
ständig bestandene der naturwissenschaftlichen 
Vorprüfung verwandte und gleichwertige Prü¬ 
fung kann als Ersatz der naturwissenschaftlichen 
Vorprüfung anerkannt werden. 

(3) Dem Gesuch sind außerdem die nach § 19 
tur die Zulassung zur naturwissenschaftlichen 
Vorprüfung erforderlichen Nachweise, der Nach¬ 
weis der notwendigen Lateinkenntnisse nach § 9 
Abs. 3 sowie das Zeugnis über die vollständig 
bestandene naturwissenschaftliche Vorprüfung 
beizufügen. Die bei der Zulassung zur natur¬ 
wissenschaftlichen Vorprüfung bewilligten Aus¬ 
nahmen gelten auch für die zahnärztliche 
Vorprüfung. 

(4) Dem Gesuch sind ferner die Nachweise 
beizufügen, daß der Studierende 

a) folgende Vorlesungen gehört hat: 

während eines Semesters je eine Vor¬ 
lesung über Histologie und Entwick¬ 
lungsgeschichte, 

während zweier Semester je eine Vor¬ 
lesung über Physiologie, physiologische 
Chemie und Werkstoffkunde, 

während dreier Semester eine Vor¬ 
lesung über Anatomie; 

b) an folgenden praktischen Übungen 
regelmäßig und mit Erfolg teilgenom¬ 
men hat: 

während eines Semesters 

an den anatomischen Präparier¬ 
übungen, 

an einem physiologischen und einem 
physiologisch-chemischen Praktikum, 

an einem mikroskopisch-anatomi¬ 
schen Kursus, 

an einem Kursus der technischen 
Propädeutik, 

an einem Phantomkursus der Zahn¬ 
ersatzkunde und 

während der vorlesungsfreien Monate 

an einem weiteren Phantomkursus 
der Zahnersatzkunde. 

(5) Die Bestimmungen des § 19 Abs. 4 und 5 
gelten für die zahnärztliche Vorprüfung ent¬ 
sprechend. 

§ 27 

(1) Der Studierende, der zur Prüfung zugelas¬ 
sen ist und die Prüfungsgebühren entrichtet hat, 
wird vom Vorsitzenden mindestens acht Tage 
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vor ihrem Beginn schriftlich unter Angabe der 
für die einzelnen Fächer festgesetzten Prüfungs¬ 
zeiten zur Prüfung geladen. 

(2) Der vom Vorsitzenden festgesetzte erste 
Prüfungstag gilt als Beginn der Prüfung. 

§ 28 

(1) Die zahnärztliche Vorprüfung umfaßt fol¬ 
gende Fächer: 

I. Anatomie, 

II. Physiologie, 

III. Physiologische Chemie, 

IV. Zahnersatzkunde. 

(2) Die Prüfung ist als ein einheitliches Ganzes 
anzusehen. Sie ist, soweit sie nicht mit Demon¬ 
strationen oder praktischen Übungen verbunden 
ist, öffentlich für Studierende und Lehrer der 
Zahnheilkunde und für Zahnärzte. Sie soll an 
zehn aufeinanderfolgenden Werktagen statt¬ 
finden, und zwar so, daß auf die Prüfung in 
Anatomie, Physiologie und physiologischer 
Chemie je ein Tag und auf die Prüfung in Zahn¬ 
ersatzkunde sieben Tage entfallen. 

(3) In der anatomischen Prüfung hat der Stu¬ 
dierende 

a) die in einer der Haupthöhlen des Kör¬ 
pers befindlichen Teile nach Form, Lage 
und Verbindung (situs) zu erläutern, 

b) ein ihm vorgelegtes anatomisches Prä¬ 
parat von Kopf oder Hals zu erläutern 
und im Anschluß daran in einer münd¬ 
lichen Prüfung gründliche Kenntnisse in 
der Anatomie nachzuweisen, wobei die 
funktionelle Anatomie des gesamten 
Kauapparates eingehend zu berück¬ 
sichtigen ist, 

c) zwei mikroskopisch-anatomische Prä¬ 
parate, darunter eines aus dem Gebiet 
der Zähne und der Mundhöhle, zu er¬ 
läutern und im Anschluß daran in einer 
mündlichen Prüfung gründliche Kennt¬ 
nisse in der Histologie nachzuweisen, 
sowie zu zeigen, daß ihm die Grund¬ 
züge der Entwicklungsgeschichte, be¬ 
sonders der Zähne und der Mundhöhle, 
bekannt sind. 

(4) In den Prüfungen in Physiologie und 
physiologischer Chemie sind neben den allge¬ 
meinen die für einen Zahnarzt erforderlichen 
besonderen Kenntnisse sowie Kenntnisse der 
wichtigsten Apparate, Untersuchungsmethoden 
und Nachweisreaktionen nachzuweisen. 

(5) In der Prüfung in Zahnersatzkunde hat 
der Studierende 

a) mindestens vier Phantomarbeiten mög¬ 
lichst verschiedener Art auszuführen, 
für die der Studierende die erforder¬ 
lichen Werkstoffe auf seine Kosten zu 
stellen hat, 


b) in einer mündlichen Prüfung gründliche 
Kenntnisse der Werkstoffe und der 
Herstellungsmethoden des Zahnersat¬ 
zes unter Berücksichtigung der Anato¬ 
mie und Physiologie der Mundhöhle 
nachzuweisen. 

§ 29 

(1) Ist die Leistung in einem Prüfungsfach mit 
.nicht genügend’ beurteilt worden, so ist die 
Prüfung in diesem Fach nicht bestanden. Sie muß 
in diesem Fach wiederholt werden. 

(2) Die zahnärztliche Vorprüfung ist im gan¬ 
zen nicht bestanden und muß in allen Fächern 
wiederholt werden, wenn das Urteil 

a) in einem Fach »schlecht 1 oder 

b) in zwei Fächern .nicht genügend' oder 

c) in drei Fächern .mangelhaft* oder ,nichi 
genügend* 

lautet. 

Die Prüfung wird nicht fortgesetzt, sobald fest 
steht, daß sie im ganzen nicht bestanden ist. 

(3) Die Bestimmungen des § 22 Abs. 3 gelten 
für die zahnärztliche Vorprüfung entsprechend. 

§ 30 

(1) Die Wiederholungsprüfungen in Physiolo¬ 
gie und in physiologischer Chemie finden in An¬ 
wesenheit des Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses oder eines seiner Stellvertreter statt. 
Bei den Wiederholungsprüfungen in Anatomie 
und in Zahnersatzkunde findet nur die ab¬ 
schließende mündliche Prüfung in Anwesenheit 
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses oder 
eines seiner Stellvertreter statt. 

(2) Wer die Wiederholungsprüfung nicht be¬ 
steht, hat die zahnärztliche Vorprüfung nicht 
bestanden. Er wird zu einer nochmaligen Prü¬ 
fung nicht zugelassen. Das gilt auch, wenn der 
Studierende nach erneutem zahnärztlichem Stu¬ 
dium die Zulassung zur zahnärztlichen Vor¬ 
prüfung beantragt. 

§ 31 

(1) Der Vorsitzende ermittelt das Gesamt¬ 
ergebnis der bestandenen Prüfung aus der 
Summe der nach § 13 erteilten Noten. Es lautet 
bei einer Summe bis zu 6 .sehr gut', von 7 bis 10 
,gut* und von 11 bis 14 .befriedigend*. Mußte 
der Studierende in einem Fach eine Wieder¬ 
holungsprüfung ablegen, so kann das Gesamt¬ 
ergebnis höchstens ,gut' lauten. 

(2) Die Bestimmungen des § 23 Abs. 1 und des 
§ 24 Abs. 1, 2, 4 und 5 gelten für die zahn¬ 
ärztliche Vorprüfung entsprechend. Uber das Er¬ 
gebnis der zahnärztlichen Vorprüfung erhält 
der Studierende ein Zeugnis nach Muster 3, nach 
einer Wiederholungsprüfung nach Muster 3 a." 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 4. Juli 1964 


421 


8, Die Überschrift vor § 32 erhält folgende Fassung: 

„D. Zahnärztliche Prüfung". 

9. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an¬ 
gefügt: 

„die Entscheidung trifft der Vorsitzende." 

10. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Meldung sind die für die Zulas¬ 
sung zur zahnärztlichen Vorprüfung erforder¬ 
lichen Nachweise, die Nachweise über etwa 
bewilligte Ausnahmen sowie das Zeugnis 
über die vollständig bestandene zahnärzt¬ 
liche Vorprüfung beizufügen." 

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort „Vorprüfung" 
das Wort „zahnärztliche" eingefügt. 

11. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 und 3 wird jeweils vor dem 
Wort „Vorprüfung" das Wort „zahnärzt¬ 
licher" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. 

12. § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Vor dem Wort „Vorprüfung" wird das Wort 
„zahnärztlicher" eingefügt. 

b) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) je eine Vorlesung über Einführung in die 
Zahnheilkunde, über allgemeine Patholo¬ 
gie, spezielle Pathologie, allgemeine Chir¬ 
urgie, Hals-, Nasen- und Ohrenkrankhei¬ 
ten, Hygiene einschließlich Gesundheits¬ 
fürsorge, medizinische Mikrobiologie 
mit praktischen Übungen, Einführung in 
die Kieferorthopädie, Berufskunde und 
Geschichte der Medizin unter besonde¬ 
rer Berücksichtigung der Zahnheilkunde 
und je zwei Vorlesungen über Pharma¬ 
kologie (einschließlich Rezeptierkursus), 
Innere Medizin, Zahn-, Mund- und 
Kieferkrankheiten, Zahn-, Mund- und 
Kieferchirurgie, Zahnerhaltungskunde, 
Zahnersatzkunde und Kieferorthopädie 
gehört hat." 

13. In § 37 Buchstabe b wird das Wort „polizei¬ 
liches" durch das Wort „amtliches" ersetzt. 

14. In § 40 Abs. 2 wird in Satz 1 vor dem Wort „Vor¬ 
prüfung" das Wort „zahnärztlichen" eingefügt. 

15. In § 47 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Prüfung in Zahn-, Mund- und Kiefer¬ 
krankheiten (VII) wird von einem Prüfer an 
zwei Tagen abgehalten." 

16. § 48 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Prüfung in der Chirurgie (VIII) 
umfaßt zwei Teile." 


b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „der von 
einem Prüfer an zwei Tagen abgehalten wird" 
durch die Worte „der von zwei Prüfern an je 
zwei Tagen abgehalten wird" ersetzt. 

17. In § 52 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Sind an einem Prüfungsabschnitt mehrere 
Prüfer beteiligt, so ermittelt der Vorsitzende das 
Urteil in folgender Weise: 

Die Summe der Zahlenwerte der Einzelurteile 
wird durch die Zahl der Prüfer geteilt; der Quo¬ 
tient ergibt das Gesamturteil für den Prüfungs¬ 
abschnitt. Ein bei der Teilung verbleibender 
Bruch wird erst bei der Ermittlung des Gesamt¬ 
ergebnisses nach § 58 Abs. 1 berücksichtigt. Hat 
ein Prüfer das Urteil ,nicht genügend' oder 
,schlecht' abgegeben, so kann das Gesamturteil 
höchstens ,nicht genügend' lauten." 

18. § 54 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Wer die Wiederholungsprüfung nicht be¬ 
steht, hat die Abschlußprüfung nidit bestanden. 
Er wird zu einer nochmaligen Prüfung nicht zu¬ 
gelassen, Das gilt auch, wenn der Kandidat nach 
erneutem zahnärztlichem Studium die Zulassung 
zur Abschlußprüfung beantragt." 

19. § 55 erhält folgende Fassung: 

„§ 55 

Die Wiederholungsprüfungen müssen außer 
im praktischen Teil in Anwesenheit des Vorsit¬ 
zenden oder eines seiner Stellvertreter stattfin- 
, den." 

20. § 56 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird die Abschlußprüfung einschließlich 
der Wiederholungsprüfungen in einem Zeitraum 
von zwölf Monaten nach ihrem Beginn, im Falle 
des § 54 Abs. 2 nach Beginn der Wiederholungs¬ 
prüfung, nicht vollständig beendet, so gilt sie in 
allen Abschnitten als nicht bestanden und darf 
nicht wiederholt werden. § 33 Abs. 1 bleibt un¬ 
berührt." 

21. § 57 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Verlangt der Kandidat die mit dem Zulas¬ 
sungsgesuch eingereichten Nachweise vor Be¬ 
endigung der Prüfung zurück, so sind die zustän¬ 
digen Behörden aller Länder zu benachrichtigen, 
daß der Kandidat die Prüfung begonnen, aber 
nicht beendet hat, und daß ihm auf seinen An¬ 
trag die Zeugnisse zurückgegeben worden sind. 
In die Urschrift des Universitätsabgangszeugnis- 
nisses oder des an seiner Stelle vorgesehenen 
Nachweises (Studienbuch) ist ein Vermerk über 
das Ergebnis der bisherigen Prüfung einzutragen." 

22. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „ent¬ 
sprechen" durch das Wort „zugrundeliegen" 
ersetzt. 
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b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschus¬ 
ses übersendet alsbald nach Feststellung des 
Prüfungsergebnisses die Prüfungsakten mit 
den eingereichten Nachweisen der zuständi¬ 
gen Landesbehörde." 

23. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „polizei¬ 
lichen" durch das Wort „amtlichen" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die zuständige Landesbehörde stellt 
dem Kandidaten die Bestallungsurkunde nach 
Muster 6 aus und gibt ihm die mit dem Ge¬ 
such um Zulassung zur zahnärztlichen Prü¬ 
fung eingereichten Nachweise zurück. Die Be¬ 
stallung wird mit dem Tage der Ausstellung 
wirksam." 

24. In § 60 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Über die Zulassung der in § 9 Abs. 2, 
§§ 18, 19 Abs. 5, § 21 Abs. 4, § 22 Abs, 3, §§ 25, 
26 Abs. 2 und 5, § 33 Abs. 1, § 34 Abs. 2, § 35 
Abs. 2 und § 61 Abs. 3 und 5 vorgesehenen 
Ausnahmen entscheidet die zuständige Behörde 
des Landes, in dem die Prüfung abgelegt wird." 

25. § 61 erhält folgende Fassung: 

„§ 61 

(1) Die während eines Studiums der Medizin 
vollständig bestandene naturwissenschaftliche 
Vorprüfung steht der naturwissenschaftlichen 
Vorprüfung im Sinne dieser Verordnung gleich. 

(2) Studierende der Medizin, die die ärztliche 
Vorprüfung vollständig bestanden haben, kön¬ 
nen zur zahnärztlichen Vorprüfung zugelassen 
werden, wenn sie nachweisen, daß sie 

a) zwei Vorlesungen über Werkstoffkunde ge¬ 
hört und 

b) regelmäßig und mit Erfolg 

an einem Kursus der technischen Propädeutik, 
an einem Phantomkursus der Zahnersatz¬ 
kunde und während der vorlesungsfreien Mo¬ 
nate an 

einem weiteren Phantomkursus der Zahn¬ 
ersatzkunde 

teilgenommen haben. 

(3) Studierende der Medizin, die die Nach¬ 
weise nach Absatz 2 erbracht haben, werden in 
der zahnärztlichen Vorprüfung nur in dem Fach 
Zahnersatzkunde (§ 28 Abs. 1 IV) geprüft. Die 
Prüfung muß einschließlich einer etwaigen Wie¬ 
derholungsprüfung innerhalb eines Zeitraums 
von sechs Monaten nach Beginn beendet sein. 
Andernfalls gilt sie endgültig als nicht bestan¬ 
den. Die Frist kann bei länger dauernder Krank¬ 
heit oder bei Verhinderung aus anderen zwin¬ 
genden Gründen verlängert werden. Die Prüfung 
ist bestanden, wenn das Urteil mindestens .be¬ 
friedigend' lautet. 


(4) Ärzte und Medizinalassistenten werden 
zur zahnärztlichen Prüfung zugelassen, wenn sie 
nachweisen, daß sie 

a) eine Vorlesung über Einführung in die Kie¬ 
ferorthopädie und je zwei Vorlesungen über 
Werkstoffkunde, Zahn-, Mund- und Kiefer¬ 
krankheiten, Zahn-, Mund- und Kieferchirur¬ 
gie, Zahnerhaltungskunde, Zahnersatzkunde 
und Kieferorthopädie gehört, 

b) während eines Semesters an einem Röntgen¬ 
kursus, an einem Kursus der technischen 
Propädeutik, an einem Phantomkursus der 
Zahnerhaltungskunde, an einem Kursus der 
kieferorthopädischen Technik, an einem 
Phantomkursus der Zahnersatzkunde und 
während der vorlesungsfreien Monate an 
einem weiteren Phantomkursus der Zahn¬ 
ersatzkunde sowie während zweier Semester 
an einem Operationskursus und an einem 
Kursus der kieferorthopädischen Behandlung 
regelmäßig und mit Erfolg teilgenommen, 

c) je zwei Semester als Praktikant den Kursus 
und die Poliklinik der Zahnerhaltungskunde 
und den Kursus und die Poliklinik der Zahn¬ 
ersatzkunde und drei Semester als Praktikant 
die Klinik und Poliklinik der Zahn-, Mund- 
und Kieferkrankheiten regelmäßig und mit 
Erfolg besucht 

haben. § 36 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(5) Arzte und Medizinalassistenten, die nach 
Absatz 4 zur Prüfung zugelassen sind, sind von 
den Prüfungen in den Prüfungsabschnitten I bis 
VI befreit. In der Prüfung in Zahnersatzkunde 
(Prüfungsabschnitt X) hat der Kandidat auch die 
für die zahnärztliche Vorprüfung erforderlichen 
Kenntnisse der Werkstoffe und der Herstellungs¬ 
methoden des Zahnersatzes (§ 28 Abs. 5 Buch¬ 
stabe b) nachzuweisen. Die Prüfung muß ein¬ 
schließlich etwaiger Wiederholungsprüfungen in¬ 
nerhalb eines Zeitraums von neun Monaten be¬ 
endet sein. Andernfalls gilt sie endgültig als nicht 
bestanden. Die Frist kann bei länger dauernder 
Krankheit oder bei Verhinderung aus anderen 
zwingenden Gründen verlängert werden. 

(6) Die Prüfung nach Absatz 4 ist im ganzen 
nicht bestanden und muß in allen Abschnitten 
wiederholt werden, wenn das Urteil 

in einem der Abschnitte VII bis X .schlecht' 
oder in zweien der Abschnitte VII bis X ,nicht 
genügend' oder schlechter oder in dreien der 
Abschnitte VII bis XI .mangelhaft' oder 
schlechter lautet. 

Ist die Prüfung bestanden, so ermittelt der Vor¬ 
sitzende ihr Gesamtergebnis in entsprechender 
Abweichung von der Bestimmung des § 58 Abs. 1." 

26. An die Stelle der Anlagen 1 bis 3 und 6 treten 
die Anlagen 1, 2, 2 a, 3, 3 a und 6 dieser Verord¬ 
nung. 
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Artikel 2 

(1) Studierende, die bei Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung das Studium der Zahnbeilkunde begonnen 
haben, legen die zahnärztliche Vorprüfung nach den 
bisher geltenden Bestimmungen ab. 

(2) Ärzte und Medizinalassistenten, die bei In¬ 
krafttreten der Verordnung das Studium der Zahn¬ 
heilkunde begonnen haben, werden zur zahnärzt¬ 
lichen Prüfung unter den bisherigen Bedingungen 
zugelassen. 


Bonn, den 19. Juni 1964 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit §21 des Gesetzes über 
die Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1964 in Kraft. 


Der Bundes minister für Gesundheitswesen 

Schwarzhaupt 


Der Bundesminister des Innern 
Hermann HÖcherl 


Anlagen umseitig 
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Anlage 1 
(zu § 19 Abs. 4) 


(Muster 1) 


Zeugnis 

über die Teilnahme an 

anatomischen Präparierübungen/dem physikalischen, chemischen, physiologischen, physiologisch-chemischen 
Praktikum/dem mikroskopisch-anatomischen Kursus/dem Kursus der technischen Propädeutik/dem Phantom¬ 
kursus der Zahnersatzkunde 


bei der Universität in 


Dein 

Der 


Studierenden der Zahnbeilkunde 


geboren am 


19. in 


er 

wird hiermit bescheinigt, daß im ..Halbjahr 19. 


vom 


19. bis 


19 


an 


regelmäßig und mit Erfolg teilgenommen hat.*) 


, den . 19. 


(Siegel) 


(Unterschrift des Leiters der Übungen usw, mit Angabe 
der akademischen Stellung} 


(Unterschrift des Vorstehers des Instituts, falls er nidit selbst Leiter 
der Übungen usw. gewesen ist) 


*) Boi Bescheinigung-der Teilnahme an dem während der vorlesimgsfreien Monate abgehaltenen Kursus der technischen Propädeutik 
entfällt die Angabe des Halbjahres. 
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Anlage 2 

(zu § 24 Abs. 1 erster Satz) 
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(Muster 2) 


Zeugnis 


des Prüfungsausschusses in . 

über die naturwissenschaftliche Vorprüfung 


des 

-— Studierenden der Zahnheilkunde . 

der 

Der 

=tt“ Studierende der Zahnheilkunde .. 

Die 

geboren am . 19. in . 

hat bei der naturwissenschaftlichen Vorprüfung 

L in Physik das Urteil . 

II. in Chemie das Urteil . 

III. in Zoologie/Biologie das Urteil . 

und das Gesamtergebnis ... erhalten.*) 


Die Prüfung in ..... darf frühestens nach . Monaten 

wiederholt werden; die Meldung zur Wiederholungsprüfung hat spätestens am. 

.. 19.zu erfolgen. 


(Siegel) .., den . 19 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 


(Unterschrift) 


der 


die 


Studierende eine Wiederholungsprüfung abzulegen hat, sind die Worte „und das Gesamtergebnis . . ." zu streichen. 


♦) Falls 
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Anlage 2 a 

(zu § 24 Abs. 1 letzter Satz) 


(Muster 2 a) 


Zeugnis 


des Prüfungsausschusses in . 

über die naturwissenschaftliche Vorprüfung 
(mit Wiederholungsprüfung) 


des 

-— Studierenden der Zahnheilkunde . 

der 

Der 

Studierende der Zahnheilkunde . 

Die 

geboren am . 19. in . 

hat bei der naturwissenschaftlichen 

Prüfung Wiederholungsprüfung 

I. in Physik das Urteil .. 

II. in Chemie das Urteil .. 

III. in Zoologie/Biologie das Urteil . 

und das Gesamtergebnis .. erhalten.*) 


der 

Gemäß § 22 Abs. 5 der Prüfungsordnung für Zahnärzte hat —— Studierende die naturwissenschaftliche Vor- 

die 

prüfung nicht bestanden und wird zu einer nochmaligen Prüfung nicht zugelassen. 


(Siegel) 


., den . 19. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 


(Unterschrift) 


der 


) Falls 


die 


Studierende nicht bestanden hat, sind die Worte „und das Gesamtergebnis ..." zu streichen. 
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Anlage 3 

(zu § 31 Abs. 2) 


(Muster 3) 


Zeugnis 


des Prüfungsausschusses in . 

über die zahnärztliche Vorprüfung 


des 

der 


Studierenden der Zahnheilkunde 


Der 

Studierende der Zahnheilkunde . 

geboren am . 19 . in 


hat bei der zahnärztlichen Vorprüfung 

I. in Anatomie das Urteil .... 

II. in Physiologie das Urteil .. 

III. in physiologischer Chemie das Urteil ... 

IV. in Zahnersatzkunde das Urteil ..... 

und das Gesamtergebnis ... erhalten.*) 

Die Prüfung in . darf frühestens nach . Monaten wiederholt werden; 

die Meldung zur Wiederholungsprüfung hat spätestens am. 19. zu erfolgen. 


(Siegel) . , den .... 19. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 


(Unterschrift) 


der 

die 


Studierende eine Wiederholungsprüfung abzulegen hat, sind die Worte „und das Gesamtergeb nis . . zu streichen. 


') Falls 
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Anlage 3 a 

(zu § 31 Abs. 2) 


(Muster 3 a) 


Zeugnis 


des Prüfungsausschusses in . 

über die zahnärztliche Vorprüfung 
(mit Wiederholungsprüfung) 


des 

j— Studierenden der Zahnheilkunde .. 

der 

Der 

—- Studierende der Zahnheilkunde . 

Die 

geboren am . 19. in ... 

hat bei der zahnärztlichen 

Prüfung Wiederholungsprüfung 

I. in Anatomie das Urteil . 

II. in Physiologie das Urteil . 

III. in physiologischer Chemie das Urteil . 

IV. in Zahnersatzkunde das Urteil . 

und das Gesamtergebnis.erhalten.*} 


der 

Gemäß § 30 Abs. 2 der Prüfungsordnung für Zahnärzte hat Studierende die zahnärztliche Vorprüfung 
nicht bestanden und wird zu einer nochmaligen Prüfung nicht zugelassen. 


(Siegel) .. den . 19. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 


(Unterschrift) 


) Falls -—- Studierende nicht bestanden hat, sind die Worte „und das Gesamtergebnis . . .* zu streichen, 
die 
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Anlage 6 
(zu § 58 Abs. 2) 
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(Muster 6) 


Nachdem 


der 

die 


Kandidat. 


der Zahnheilkunde 


geboren am 


19 


in . 


am 


19. die zahnärztliche Prüfung vor dem Prüfungsausschuß 


in 


mit dem Gesamtergebnis .. 


ihm 

bestanden hat, wird~ T^r~ hierdurch die 


Bestallung als Zahnarzt / Zahnärztin 


erteilt. 


Die Bestallung berechtigt zur Ausübung der Zahnheilkunde. 


, den 


19 


(Siegel) 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 4 Abs. 1 und § 116 Abs. 1 Satz 3 der Bundesnotarordnung*) 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. Mai 1964 — 1 BvL 8/62 — in dem Verfahren 
wegen verfassungsrechtlicher Prüfung des § 4 Abs. 1 
und des § 116 Abs. 1 Satz 3 der Bundesnotarordnung 
auf Vorlage des Oberlandesgerichts Stuttgart wird 
gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 3, August 1963 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 589), nachfolgend der Entscheidungssatz ver¬ 
öffentlicht: 

§ 4 Abs. 1 und § 116 Abs. 1 Satz 3 der Bundes¬ 
notarordnung in der Fassung von Artikel 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Notarrechts vom 16. Februar 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 77, 97) sind mit dem Grundgesetz ver¬ 
einbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß § 31 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 19. Juni 1964 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 


*} Betrifft Bundesgesetzbl. III 303-1 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesefzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 

Nr. vom 

Tag des 
Inkraft¬ 
tretens 

Verordnung PR Nr. 6/64 zur Änderung der Verordnung PR 

Nr. 14/57 über Preise für stickstoffhaltige Düngemittel 

Vom 24. Juni 1964 

114 

26. 6. 64 

1.7. 64 

Fünfzehnte Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste — An¬ 
lage zum Außenwirtschaftsgeselz — 

Vom 29. Juni 1964 

117 

1.7.64 

1.7. 64 

Neunte Rechts'Verordnung des Präsidenten des Bundesaus¬ 
gleichsamtes zur Durchführung des Feststellungsgesetzes 
(9. BAA-FeststellungsDV) 

Vorn 22. Juni 1964 

117 

1.7.64 

2. 7. 64 


Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 


die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechlswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Datum und Bezeichnung 
der Rech tsvo rsch rift 

Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

—• Ausgabe in deutscher Sprache — 



Nr. vom 

Seite 

16.6.64 

Verordnung Nr. 65/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung von Referenzpreisen für Zitronen 

100 25. 6. 64 

1581 

16.6.64 

Verordnung Nr. 66/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung von Referenzpreisen für Mandarinen 
und Clementinen 

100 25. 6. 64 

1582 

16. 6. 64 

Verordnung Nr. 67/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung von Referenzpreisen für im Freien 
angebaute Tafeltrauben 

100 25. 6. 64 

1582 

16. 6. 64 

Verordnung Nr. 68/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung von Referenzpreisen für Birnen 

100 25. 6. 64 

1583 

16. 6. 64 

Verordnung Nr. 69/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung von Referenzpreisen für Äpfel 

100 25. 6. 64 

1585 

24. 6. 64 

Verordnung Nr. 70/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung eines Zusatzbetrags für flüssiges oder 
gefrorenes Voll ei 

101 26. 6. 64 

1591 

24. 6. 64 

Verordnung Nr. 71/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung eines Zusatzbetrags für getrocknetes 

Eigelb von Hausgeflügel 

101 26. 6. 64 

1592 
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